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die Gewerkschaft der Polizei-Bezirk Bundespolizei bedankt sich für die Gelegenheit zum Antrag 

„Angsträume beseitigen, Sicherheit erhöhen- die Verkehrswende braucht attraktive Bahnhöfe und 

Haltepunkte" der SPD-Landtagsfraktion Stellung nehmen zu können. 

Die Bundespolizeidirektion Sankt Augustin ist zuständig für die Wahrnehmung der Aufgaben der 

Bundespolizei in NRW und nimmt, neben vielen anderen Aufgaben, die bahnpolizeiliche Aufgabe 

nach § 3 des Gesetzes über die Bundespolizei (BPolG) wahr. 

Die örtliche Zuständigkeit umfasst neben dem Bereich Aachen in NRW die Schwerpunktbahnhöfe 

Düsseldorf, Köln, Essen, Dortmund und Münster. 

Das Bundesland NRW ist nicht nur das bevölkerungsreichste Bundesland, sondern auch das 

Bundesland mit der höchsten Eisenbahninfrastruktur im Bundesgebiet. Dies bedeutet zwangsläufig 

eine hohe Frequentierung des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes im Personen- und 

Güterverkehr, aber auch eine sehr hohe Dichte von Bahnhöfen und Haltepunkten. 

Die Personalstärke der Bundespolizei ist im Gegensatz zu 2018 durch die 

Personaleinstellungsoffensive in der Bundespolizei bereits wesentlich erhöht worden und es finden 

weitere Personalzuwächse statt. Dabei gilt es jedoch zu beachten, dass die neu eingestellten 

Anwärter zunächst eine polizeiliche Ausbildung durchlaufen müssen, bevor sie unterstützend tätig 

werden können. Ebenfalls darf diese Offensive nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Zugänge in 

großen Teilen nur die sog. Ruhestandsdaten ausgleichen. 
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Dies führt dazu, dass die Bundespolizei insgesamt durch personelle Engpässe gezwungen ist, 

Prioritäten zu setzen. Neben den Schwerpunktdienststellen an den Flughäfen bedeutet dies für den 

bahnpolizeilichen Bereich, dass die Konzentration von Bundespolizei an den Hauptbahnhöfen in 

Großstädten auf Grund der Kriminalitätsschwerpunkte stattfindet und daher nicht täglich präsent in 

der Fläche ist. 

Gerade die Landespolizei NRW ist häufig gezwungen, unterstützend einzugreifen, weil die 

Bundespolizei nicht mehr vor Ort ist bzw. längere Anfahrtswege hat. Leider wird die Anzahl der 

Anrufe und die Anzahl der Fälle, in denen die Landespolizei unterstützend eingreift, nicht statistisch 

festgehalten. Festzustellen ist aber, dass die Bürger und Bürgerinnen nicht nur verärgert sind, 

sondern hierdurch zusätzlich subjektive Ängste aufgebaut werden. 

Der Antrag der SPD kann daher vollumfänglich unterstützt werden und wird hier aus Sicht der GdP-

Bezirk Bundespolizei lediglich ergänzt: 

Einer der wichtigsten Punkte aus polizeilicher Sicht ist eine optimierte Vernetzung der Partner im 

Bereich der Sicherheit. Dies liegt nicht nur darin begründet, dass aufgrund des Föderalismus und der 

unterschiedlichen Aufgaben der Landespolizei und Bundespolizei verschiedene Zuständigkeiten 

bestehen, sondern auch darin, dass die Probleme Vandalismus und (gefühlte) Gewaltkriminalität 

interdisziplinär anzugehen sind. 

Hierbei müssen verschiedene Ansätze zu einem einheitlichen Konzept verbunden werden: 

Zum einen die Polizei als Prävention in und um den Bahnhof/ Haltepunkt, 

aber auch die Kontrolle und Aufsicht durch erhöhte Frequentierung von zivilen und erkennbaren 

Bahnpersonal. Dies sollte nicht nur Personal der Bahnsicherheit sein, sondern auch Personal mit 

Zuständigkeiten des Bereiches Station und Service (DB Netze). 

Bahnhöfe werden der Anlage entsprechend von der Deutschen Bahn AG in verschiedenen Kategorien 

eingeteilt. 

Die Bahnhöfe der Kategorien I und II sollten sukzessive mit entsprechenden Kameras ausgestattet 

werden, bei denen die Bilder bei der Bundespolizei „auflaufen". Dies betrifft insbesondere die 

Großstadtbahnhöfe und wird vom Bund finanziert. 

Die Videoaufzeichnungen sowie die „Lifebeobachtung" (3-S-Zentrale und Bundespolizei) haben eine 

starke Abschreckungswirkung, da hierdurch Straftäter noch vor Ort gestellt werden können bzw. im 

Nachhinein durch die Videoauswertung einer Verfolgung zugeführt können. 

Das Einrichten von Waffenverbotszonen, insbesondere im Bereich von Kriminalitätsschwerpunkten in 

und um Hauptbahnhöfe, wie z.B. Köln wird ausdrücklich begrüßt. 

Die Präventionsarbeit ist aber der wichtigste Baustein im Gesamtkomplex. Es ist bekannt, dass dort 

wo Zerstörungen und Vandalismus stattgefunden haben, dies zu einer weiteren Fortführung von 

Vandalismusschäden führt. (Broken-Windows-Theorie). 



Um Vandalismus als Freizeitbeschäftigung zu vermeiden, sollten Präventionsprojekte eingerichtet 

bzw. auszubauen werden. 

Auf Kreis- und Städteebene gibt es sehr oft Präventionsräte, sprich einen Koordinierungskreis in den 

Behörden mit den unterschiedlichsten Partnern, wie Jugendämtern, Kirchenvertretern, Polizei und 

Ordnungsämtern zusammenarbeiten. 

Die dort entstehenden Synergieeffekte müssen genutzt werden, wenn beispielsweise die 

Landespolizei oder die entsprechende Kreisverwaltungsbehörde von einer erhöhten bahnrelevanten 

Kriminalität Kenntnis erlangt (neue Jugendkriminalität; Vandalismus in anderen nahegelegenen 

Orten wie Spielplätzen etc.), sollte dies im Koordinierungskreis thematisiert werden und an die 

Bundespolizei weitergeleitet werden, soweit sie nicht Teil des Koordinierungskreises ist. 

So könnte die Bundespolizei mit erhöhter Präsenz agieren und Präventionsarbeit vor Ort leisten. 

Gleichzeitig sollte durch bauliche Maßnahmen wie mehr Licht und sichtbare Videotechnik die 

Begehung von Straftaten unattraktiv und als undurchführbar suggeriert werden. 

Auch das Umfeld, sprich die Zuwegungen zu den Bahnhöfen und Haltepunkten, insbesondere in den 

Flächen sind mit zu betrachten. Sei es durch Rückschnitte bei Grünflächen und Beleuchtungen, die 

wirklich „hell" sind. Dies verstärkt ein positives Sicherheitsgefühl. 

Präventionsarbeit ist in der Statistik nicht messbar, ist aber ein kostenintensiver Bereich. Allein 

deswegen gilt es hier, trotz der verschiedensten Zuständigkeiten der unterschiedlichsten Partner 

nicht nur in der Behördenstruktur zu bündeln. 

Mit freundlichen Grüßen 

Der Bezirksvorstand 

— 
L,, 

Erika Krause-Schöne 

Stellvertretende Vorsitzende 
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